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Ein Zwölffamilienhaus der Gemeinde Gautzsch bei Leipzig.
Architekt Reg.-Baumeister Dr..lug. Oskar Iericke.

Der Ort Gautzsch bei Leipzig gehört Zn jenen unausgegliche_ eine gewisse Behaglichkeit nicht vermissen läßt. Diese Aufgabe
nen S ,e dlungsgebiIdcn, die fÜr Ortschaften am R.ande der Großstadt hat der Architekt Dr.-Iug, Jericke mit großem Geschick gelöst.
leider typisch geworden sind. StadLstraßen mit hohen mehr- Das Projekt entstand aus dem \V'unsche des Bauherren, der Oc­
geschossixen Hausern erdrücken kÜmmerliche Reste eincs echten meinde Gautzseh, den Bauplatz Zn einem NeunfamiJienhaus allS zu­
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sächsischen Bauerndorfes ul1d münden in Villenstraßen mit .G.iirten
und Al!ecbäumen, die aber auch wieder mit Mehrfamilienhä!lscrn
durchsetzt sind. Denkt mall sich zu diesem bunten Gemisch der
verschiedensten Bauelemente, unter denen auch einige Industrie­
anlagen nicht fehlen, noch das Vielerlei der meist unerfreulichen
Stilversuche, so erkennt man, wole]] schwere Aufgabe es _" ar, in
solcher Umgebung ein W'ohnhalls fiir zwölf Familien zu errichten,
welches ästhetisch befriedigt, den Geist unserer Zeit ausdrückt lind
bei aller durch die Not der Zeit gebotenen WÜtschaftIichkeit auch

I1litzen, was bei Anlage nur eines Treppenhanses nie beiriedjgende
Grundrisse gibt. Man eIltschloß sich daher, aut Anraten des ArcJ:11­
tekten, zwei Treppenhiiuser auszubilden, mit je sechs \Vohnuugcu
daran, so daß also sogar zwölf Familien au[ dem Bauplatz unter­
gebracht werden konnten. Die Iiiilftc dieser Wohnungen hat die
RiickfrotJt als Hal1ptfassade. was jedoch zweifacheu Vorteil bk'cer.
Erstens iiir die Bewohner, da das Landschaftsbild der Riickseite alJ­
mutiger ist als das der Vorderfront, welche auf eine Verkehrssiraße
mit elektrischer Bahn und auf die EisenbaJm hlickt. Und zweitclJs
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Hjr die Um\vohnenden, welche auf diese Weise aus ihren Villen und
Gärten nicht den häßlichen Anblick eincr Rückseite mit Wlirtschahs­
räumen und dergleichen haben. Die beiden Treppenhäuser liegen an
eiuem Lichthofe, nach dem zugleich die Korridor- und Klosettfenster
mündeu. Der ganz weiß gehaltene heUe Lichthof ist Überdacht, ge­
schlossen mit GJassatteldnch Hnd selbsttätigem Ent1Üftcr. Störungen
der Bewohner durch Geriiche LInd Geräusche im Lichthof zeigen sich
nicht. Besonders amwerkennen ist, daß die vier Wohnungen nlel]i
schematisch g]cichcn Grundriß haben, sondern bei den V.lohlJUllgCl1
Dcr Siidhalfte die I(ikhen nach Osten bzw. V/esten liegen, während
sie bei der llördJichct1 tihJfte sinngemäß an der I\"ordseite angeordnet
sind. Badeg:ele en]lei!cn zur gemeinsamcn ßel1Jltznng dllrch zwei
oder drei Familien sind 1m KeIIcr vorgesehel1. Hauptsächlich durch
die Znsammcnle.fwng von vier \\lphnHn5!:en in jedem Stockwerk um
einen Lichthof herum, \var es wohl miJgJich, den außerordentlich
niedrigen Preis von 25,70 R.M. für den cbm umbauten Raum zu er­
reicheu, wobei Zäutle, Jiofplallierung und FußwegpfIasterung ein­
p,eschlossen sind, \vährend SOnst in der Leipziger Gegend, wie wohl
in ,l2:anz Mifleldcuts\:hland mit einem cbm Preis von mindestens
32 RM. gerechnet wlrd. Die Oesallltbaukosten betragen 125,800 RM.
Die \Vohnflächen stnd im Erd.g-eschoß 4 X 69 Qm, in den Ober­
geschossen 8 X 79 qm. Ein Quadratmeter \Vohnflächc lwstet 138,50
Reichsmark. Die Kosten einer WohJli(1]g, im Durchschnitt 76,5 qm
gtoß. stellen sIch auf 10 483.30 RM.

Das Aeußere iSt in seiner Jiöhcnentwicklung durch gerin e Ilof­
b2fe auf 10 111 Jiauptsimshöhe beschrÜnkt. Den Uebergang zu den
hÖl1crcn Nachbarhbusern vermitteln die herausgehobenen Eck­
10ggic11, we1che zugleich die FckelI energisch betonen. Die gesamte
IJreithegende Baumassc wird durch kräftige horizotltale PutzstreJfen
l armOllisch gegliedert. Streng sachlich U11d iu ihren Proportionen
.wohl abgewogene Formen entsprec1len -dem Geist de]' ueuen Bau­
kunst, ohne daß der Architekt in die Übertriebene Fabdkstilnaehtern­
hE:it der Allermodernsten verfa1Ien wäre. Von besonders intimer
rcizvoIler Wirkll!1g ist der Eingang mit seillern Vorplatz lind den

wo sich nach alter KJeinstadtsitte die liausbewohner am
Z11m Plauderstündchetl versammeln können. Unter Ver­

zicht allr aUe sogelJannfen JVlotive, einfach aus Jogischer Zweck­
erfÜllung heraus iSf hler die Schöuheit geworden. die jedem klaren,
gutorganisicrfcll Gebt1de !nnewohnt. BI.

EIngang des ZWI)!ffllmillenbauscs in GautZ8ch b. Lelp6ig
Ph Io ' I.h W.}!, J)Oh,!<,  (J "u..c1, b. L.,lp.]

Kostenzusammenstellung des ZwölffamiIienhauses
der Gemeinde Oautzscb bei Leipzig.

1. Erd-, 1y1aurerarbeiten, Steinlieferung u. ä. 57260,07 RM.2. Eisenli'e.ferung 1 585,82 RM'.
3. Abortgr ben-Einrichtung 720,42 RM.
4. Trockel1hcizung 2 324,75 RAA.5. Betonarbeiten 474,20 RAA.
6. Zimmererarbeiten 21847,62 RM.
7. Dachdeckungsarbeiten 3 578,40 RM.
8. KlempnerarbeIten 6302,89 RM.9. Glaserarbeiten 5482,- RAt10. Jalousien 887,- RM.
11. Tischlerarbeiten 5952,15 RM.
12. Schlosserarhciten 1857,20 R.M.
13. Elektrische Installationen 2727,19 RM.14. Gasinstallationen 743,30 RM.15. Ofen arbeiten 5413,20 RM.16. Malerarbeiten 4381,53 RM.

zusammen 121537,74 R1\1.17. PflasterarbeIten rd. 1200 RM.
18. Architektenhollorar 3058,44 RM.

insgesamt rd. ]25 800,---< RM.

Kubikmeter umbauten R.aumes laut PrÜfung und BcsHHigung
durch Iierrn BaumeisLer Schneider zusammen 4900 cbrn. Daraus
ergibt sich der Einheitspreis für vorliegenden Bau von

25,70 RM. ie Kubikmeter umbauten Raumes.
Normaler Preis zur Zeit (wieder nm von Genleinde Gantzscb einge­
seizl) beträgt 32,_ R.M. Ersparnis 25 Prozent.

Der Bau enthält 12 \VohnUlIgel1. Die WOhnUl1,1.'; kostet
je 10483,30 RA!.

Normaler Preis 11500 R,M. bis 12000 RM. fjjr eine \\rohnung im
Mehrfamilienhaus mit rd, 76 qm Wohniläche. Ersparnis 10--15
Prozent.

Der Bau enthält 908 qm Volohnfläche. Daraus ergibt sich
138,50 R.M. je qm W.ühnfläche.

Normaler Preis (siehe auch Leip jger Neueste Nachrichten vom
27. Mai 1927 S. 13) wenigstens 150,- RM. Ersparnis minimal
10 Prozent.

Durch die Grundrißlösllngen des Architekten, seine Geschäfts
HillfUlIg, ferner dmch die b111igen Preise der Unternehmer sparte der
Bauherr bei vorliegendem Bau wenigstens 20000 RM.

IJ=IJ
Genehmigungsbedingungen für Privatschlächtereien.

Die unterm 25. 11. 1910 CReg,-Amtsblatt S. 532) aufgestellten
"Allgemeinen Genehmigungshedingungen für Privatschlächtereien"
werden unter BerÜcksichtigung der inzwischen erforderlich ge­
wordcncn Abälldcrungen und Ergänzungen in der nachstehenden
Fassung neu bekanntgegeben. Das Recht der Beschlußbehörden,
ErgÜnzungen und Abweichungen eintreten zu lassen, bleibt auch
weiterhin unberührt.

Allgemeine Genehmjgungsbedingungen für
Pr i v a t s chi ä c h t e r eie n.

1. Die Umgebung der Schlächterei ist auf den freien Seiten
mindestens 1,2 m breit zu pflastern. Der von dem StaIl nach dem
Schlachthaus führende Weg ist ebenfaIls zu pflastern, \Vellll sich
beide auf dem nämlichen Grundstück befinden.

2. Für den Schlächtereibetrieb muß ein Brunnen mit einwand­
freiem Wasser il1 reichlicher Menge vorhanden sein. Der Brunnen
muß den Vorschriften der BaupoHzeiverordnung entsprechen UlJd
außerdem eine dicht schließende Zementplatte und eine Pumpe er­halten. , I I I

Beim Bestehen einer öffentlichen lWas erleitung m'Uß die
Schlächterei unmittelbar Leitungsanschluß haben.

3. Der Fußboden, welcher nach einer AbiJußsteJIe hfnreichend
<;JeHllle haben muß, darf nicht gedielt werden; er ,Ist undilrchlässig
und möglichst fugenlos aus Gl'anitplatten, Klinkern oder sonstigen
widerstandsfähigen Steinmaterial herzllstellen; Ziegel  und Zementw
beton belag sind mit einem mindestens 3 cm starken Zementestrich
abzudecken. - Fugen sind mit Zement auszugießen. ­
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Der Fußboden ist daucrnd in gutem Zustande zu erhalten. Im

Fußboden ist an geeigneter StelIe ein starker Eisenring zum An­
binden größerer Tdcre beim Töten anzubringen.

dauernd in gutem Zustande zu erhalten. An Stelle des Oelanstrichs
können glasierte Steine oder Platten treten, - Bis zur Aufbringung
des Oelfarbenanstrichs sind die unteren Wandflächen mit heller,
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4. Der Schlachtraum muß eine Höhe von mindestens 3 U1 lind
ei/Je Grundfläche von mindestens 16 qm erhalten.

5. Die inneren Wandflächen sind mit verlängertem Zement­
mörtel glatt zu putzen, Auf mindestens 2 m HCihe Über detll Fuß­
boden sind sie undurchlässig und abwaschbar herzustellen und zu
diesem Zwecl{ mit giftfreier heller, nicht roter OeIfarbe zu streichen.
Der Oelanstrich ist spätestens binnen Jahresfrist aufzubringen und

lJicllt roter Leimfarbe zu streidtCll. Im Übrigen müssen die Wanu.­
und Deckcnf!£iChen alIjiihrlich zweimal, im frilhjahr und im tlerbst,
frischen KaIkanstrfch erhalten.

Falls eine besondere Fleischerwerkstati vorhandcn ist, geIteu
die vorstehenden Bestimmungen entsprechend.

G. Die Anlage ist gut zu belichtcn unu zu belÜften. Die licht­
gebende fläche muß wenigstens ein Achtel der Fußbodenfläche heM
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tJagen. So>weit die Lüftung nicht durch Fenster in D.lJstoßCl1dell
oder gegenüberliegenden V-länden crfol?;en kalJl1. ist ein di!rch die
Decke Über Dach zu führender Luftschacht VOll weni.l{stells 0,2 qm
Ouerschnitt ]jcrzustelIen. _ Die fenster sind ill ihrem oberen Drittel
,,15 KippflügeJ auszubildell. die vom Fußboden aus leicht geöffnet
und ge<;cl1lossen werdcn können.

7. Deber dem KocIlkesseJ ist ein wirk amer \V:rascl1- (Dunst-)
abzug (\nZJJl1rjngen, der in ein besonderes Rohr mÜlIdet, welches
!lebcn dcm fjjr die Kesse]feuerung bestimmten SchornsteinrolJf
liegt Der Dll11stabzug muß so groß sein und so tief hiIlabgezo.Q;en
werden. daß er den entstehenden Wasserschwaden sicher auf­
f ngt und abfÜhrt.

S. Die SchHichterei ist so einzIlrichtcn, daß der Einblick von
der ::;'tr:l8  oder V011 Nachbargrundstücken aus unmöglich ist. Die
I;ntcrkant;; dl:'r nach der Straße oder Tl3C"h Nachbargrundstückeu
i t'1egencn Yen Ster muß sich mindestens 1,5 m Über dem Iiofvflaster
befinden, oder die Fel]ster sind bis zu dieser Iiöl]e abzublenden.
Während des Schlachtens ist unbefugten Personen und Kindern das
Betreten des Schlachthauses verboten. Hunde dOrfen im Schlacht
haus nicht geduldet werdcn.

Das Schlachthaus muß eine unmittelbar ins Freie führende
Tiu die nach außen aufschlägt.

10. Die Schlächterei darf mit Wohnräumen, Ställen und Scheu­
nen nicht in unmittelbarer Verbindung stehen, ist VOll ihnen vieI­
me]lf dnrch gemauerte offnungslose \V'ände zn trennen 1md getrennt
zu halten.

11. Die Räucherkammer darf im allgemeinen nicht Innerhalb
des Schlachtn:umes und, faHs eine besondere Fleischerwerkstatt
vorhm]den ist. auch nicht innerhalb dieser \i\lcrkstatt angelegt
\verden. Wem] eine Trennung der Räuchelkammer von der Schläch­
ttrciwerkstatt infolge örtlicher Verhä1tnisse nicht möglich sein
sollte, so iSt über der Tür der Räucherkammer ein ausreichend
grllYßer, gut ziehender Rauchfang anzubringen, der den Rauch durch
einen gut zieJlcndeu Schornstein mit Saughaube über Dach abführt.

12. Die Schlächterei ist so zu betreiben, daß die Nachbarschait
nicht belästigt wird.

13. Die Benutzung des flofes zum Schlacltfen und die Be­
nutzung der Schlächterei, insbesondere der KochkesseJ, zu anderen
mit ihrem bestimmungsgemäßen Zwecke nicht zu vereinharendelI
Zwecken, zum BeispIel als Waschkessel, ist genehmigungswidrig,
verboten und strafbar, gemäß 9 147 Abs. 1 Ziffer 2 der Gewerbe­
ordnung.

In dCl1 zur Sclllächterei ben!ltzclI Räumen dürien nUr Gegen­
stünde unter?:ebracht und gebraucht werden, die zum Betriebe der
Schlächterei selbst gehören.

14. Das SdJmelzen von Talg, die tfersteilung von Einrichtungen
um Einsalzen und Trocknen von Häuten und Fellen ohne besondere
O Itehmigung ist verboten.

15. Nach jedem Schlachten 1st gründliche Spülung und Reini­
gung der Schlächterei und der Schlachtgeräte vorzunehrI11Ien.

16. Aus der Schlachterei dOrfen keinerJei f'liissigkeiten zum Ab­
luuf auf Nachbargrundstücke, nach der Straße, in Gräben oder in
öffentliche Gewässer gelangen.

17. Die flÜssigen Abgänge sind in einer außerhalb des Schlacht­
raumes und von den Gebäudefnodamenten getrennt anzulegenden
Grube zu sammeln. Die 01 ube ist in Zementmörtel wasserdicht zu
!1Jauern t!!1d darf höchstens 1 m tief sein uud höehstel]s 1 cbm 111­
baU J]aben. Die W i]Jde der Sammelgrube sind wenigstens 10 cm
idJer dem umgebenden Erdboden hochzuführen, um das Eindringen
v,on Tagewasser itl die Grllbe Zn verhüten. Die Innenflächen sind
in Zement glatt abzuputzen; die Ecken sind abzunmden. \\!tnde
11!ld Boden der Grube sind mit eine!' wenigstens 30 cm starken
Sclticht allS gestampftem Lehm zn umpacken. Die Gn]be ist mit
stllrkcm Deckel sicher uud dicht abzuuecken,

Aus der SchJiiclJterci n1t!ß ein Rohr oder eine \vasscrdichte
Rinne nach der Grube gefÜhrt werden.

Dnrcll <:in ein Sieb oder dCfJdcichen ist wirksam zu ver­
hiJldel'!1. u<\ß ie<;tc in die Grube gehlllgen.

Au[!el"dem i t dafi.Jr Zu  orgCn, daß Gerüche aus der Grube ]]jcht
in die Sc1dÜc!Itcrei ciIldriJ] e!i kÖnncn. Die Grube ist in den Mona­
h":11 Ma.i bis OktQbcr binnen 24 Stundcn nach jedem Schlachten, in
delI Monnlen Novernhcr bis April 111 jeder Schlacl1twochc mindestcns
einmal tU cntlecrcn,

Die Beseif[gtlng des Gruheninhalts hat derart zu erfolgen, daß
weder die Nachbarschaft ]lOch das Publikum dadurch belästigt
werden. Der GrubelJinhalt darf in keinen Vorfluter .l{e1angen, so­
fern dafür nicht eine besondere Erlaubnis. vorliegt.

18. Für die festen Abfälle ist ein dichter, dicht bedeckter Be­
hälter (z. B. eine Tonne mit Übergreifendem Deckel) zu beschaffen.
Die Aufbewahrung der festen AbfäJle in anderen Behältern ist ver­
boten.

Die AbfäHe sind, soweit sie nicht verkauft ()der SOlist ver­
wertet werden, genügend tief :tu vergraben; sie dÜrfen nicht auf
Düngerhaufen, in Abortgruben und dergleichen gelangen.

Zur Aufnahme der bei der Fleischbeschau beanstandeten Fleisch­
abfälle ist ein verschließbarer, dichter SamtmeIbehäIter aufzusteHen,
hinsichtlich desscn im übrigen die Vorschriften der PoJizeiverord­
nung betreffend die Aufstellung von Konfiskatbchältern vom 18. April
1908 (Amtsbl. S. 1921 gelteu.

19. Die Abgänge wie aJ1eh die zu ihrer Aufnahme dienenden
Behälter sind n ch B'ediirfnis und auf f:dordern der poIizeibehörde
zu desinfizieren.

ZO. Die Verwendnn:;; der Abortgrube fÜr die Zwecke des Schläeh­
tereibetriebes ist unzulässig. Diinger M und Abortgrllbe mÜssen min­
destens 5 m vom Schlachthaus entfernt sein.

'2l. Zllm Aufhängen der Tierkörper und -Organe sind an den
\.\.'änden in etwa 2 m Höhe an gut belichteten Stellen eiserne Trag­
stangen mit drehbaren Haken in genilgender Zahl derart anzubrin­
gen, daß eine sachgemäße r"leisehbeschau ohne Schwierigkeit aus­
geführt werden kann.

22. So1lten sich die geste1Jten Bedingungen nicht als ausreichend
erweisen, so ist der Unternehmer verpflichtet, auf seine Kosten und
olme Ansprul;h auf Entschädigung diejenigen Aenderur]gen in den
Einrichtungen der Anlage oder im Retriebe lu treffen, we1che von
den zuständigen Behörden fÜr erforderlich erachtet werden.

23. Auf die außerdem zu beobachtenden gesetzlichen BestimM
mungen, namentlich auf die BaupoIizeiverordnung, die Polizei ver­
ordnung betT. das Verfahren beim Viehschlachten vom 4. NÜ'v. 1890
(AmtsbL S. 327), die PoIizeiverordnung betr. das Schlachten von
Pferden usw. vom 4. Noyember 1904 (AmtsbL Seite 380), die POJizei­
verordnung betr. die Unterbringung der Arbeiter vom 27. Juni 1907
(AmtsbJ. Seite 226), die Unfallverhiituugsvorschriften der Berufs­
kCI10SSClJscl1aft wird verwiesen.

24. Die Fertigstellung der Anlage hat der Unternehmer der
Ortspolizeibe-hörde und dem zuständigen Gewerberat anzuzeigen.

25. Dic Genehmigungsurkullde nebst Zubehör ist den revidieren­
den Beamten an der Betriebsstelle auf Verlangen jederzeit vorzu­
legen. (I. 25. XVI. 4192.)

Breslau, 9. 7. 1927. Der Regierungspräsident.c=c
Die Errichtung der Preußischen Landesrentenbank. ­

Staatliche Kursverlustbeihilfen?
Das preußische StaatsmiI]isterium hat dem mehrfach angekÜn­

digten Entwurf eines Landesrentenbankgesetzes zugestimmt. Die
neue "Preußische Landesrentenbank" !1:ibt InhaberschlJidvcrschrei­
bungen (Landesrentenbriefe] aus, die durch auf RentenJ!:iiteru haftel1 M
den Renten (Lalldesrentenhankrentel]) verzinst und vertilgt werdün,
Der Staat gewährleistet die ErfÜllung der Verbindlichkeiten, die der
Landesrentenbank aus der Ausgabe der Landesrentenbrieie erwach­
sen. Er wird die Anstalt mit den erforderlichen Betriebsmittell1
versehen.

Ueber die Vermfttlung bei der Ablösnn,'1; von Renteugutsrente1l
bestimmt der Entwurf, daß die Ablösun  der anf Sied!ungsrenten
gUtem haftenden Rentenguts!'enten erfolgen kann auf Antrag der
Beteiligten durclv Vermittlung der Landesrelltenbank. Die Vcrmitt­
lung geschieht in der Weise, daß sie den Rentenherechti.l':ten gegen
Ueberlassnng der Relltengutsreutel1 durch Auslländip;um-: VOlt Lallltes­
rentenbriefen abfindet lJl1d von dem RentellJ.':utsbcsitzer eine Landes­
fellte-nbankrente solaug-e fortbezieht, als es zur VerZinSI111p; und TiJ­
,gung der Landesrcntenbricre erfon1crlich Ist. Der RentenberechUgrc
erhält als AbfindulIg entweder deli 22:!/ofacheIl Betra"  der Rente in
rJ,Spro7.. oder den 20fachen Betrag der :Rcnte in 5))1'02. Landesrenten­
briefen lIach dem Ncnnwerte, so weit es l1icht mög1ich ist, in barem
Gelde. Der Renteng:ntstJcsitze!' hat von dem Zeitpunkt der RClJtenM
überrlahme ab eine Lalldesrentenbankrente zu entrichten, die 5 bis
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5,5 Proz, des Nennwertes der Landesrentenbriefe beträgt. Diese
Rente hat eine Laufzeit VOll 49 1 /t.:, bzw. 5Z 1 j!j Jahren. Die Vermitt­
lung der Landcsrclltenbank ist nur insofern zulässig, als der abzu­
lösenden Rente das Vorrecht vor dCII sonstigen privatrechtIichen
Belastungen des Rentenguts zusteht. In der Begründung wird dar­
gelegt, daß die Grundkreditanstalten Kredit nicht zu den Bedingungen
beschaffen kÖ1men, die den hesonderen Erfordernissen der 1andwirt­
sehaftIic1Jcn Siedlungen gerecht werden. Die Beschaffung dieser
Kredite war bisher Aufgabe der Rentenbanken. Dieser Rentenbank­
kredit, der sich bis zum Eintritt des WährungssfJlrzes bewährt hatte,
gestaltete sich in den letzten Jahren immer schwieriKer. Die ge­
setzliche festlegung der Kredithcdin nmgen verhinderte eine rasche
Anpassun  an die wechselnden Verhältnisse des Kapitalmarktes. Zu­
dem \Var es kaum mögIich, Rentenbrieftypen zu schaffen, die eineT­
.scits Absatz fanden und anderseits dem R.entengutsbcsitzcr nicht auf
die Dauer unerträgliche Lasten auferJegien. Es ist davon abgeseben
worden zur Ausgabe von R.oggenrentenbriefen überzu?:ehen. Die
ErfanrU;1g hat bestätigt, daß die Aufnahme langfristiger 'Kredite auf
R.ogg'eng-rundlage für die Kreditnchmer erhebliche Gefahren in sie1I
schließt. Nach erfolgter Stabilisierung hielt man die Siedlungstätig­
keit durch Gewährung von ZwischenkrediteIl miihsam aufrecht. Die

Eingang des Zwblffamilfen­
iJauscs In Gautzsch b. Leipzig

Ablösung der gewährten ZwJschenkredite durch Ueberffihrllng in
Dauerkredite muß so bald wie möglich durchgefÜhrt werden, um
dic Z\visehenl(reditmittel fiir Hcue Bevorschussul1g frei zu machen.
Die vor dem Krie.R'e gangbare Verzinsung von 3,5 oder 4 Prozcnt
ist zunÜchst nicht mögJich. AuelJ Sproz. Rentenbriefe werdc!] siclt
zurzeit noch nicht zum Nennwert unterbringen Jassen. Da eine
höhere Verzinsung anderseits ohne Ueberlastul1g des Ansiedlers nicht

möglich erscheint, wird' sich zunächst ejne Kreditverbilligun  aus
StaatsmitteJn nicht umgehen lasset]. Es ist beabsichtigt, zu diesem
Zwecke im nächsten Staatshaushal!spJan Mittel zur Gewährung von
Kursverlustbeihilfen anzufordern. Neuen die Gewährung V01l Kurs­
verlustbeihilfen wird bis auf weiteres noch die Hergabe niedrig ver­

zinslicher Hypotheken aus tIauszinsstcuern treten miissen, die il?
Range hinter der R.entenbankrente stehcn und zunachst nur mit
1 Prozent verzinslkh, die Gesamtleistung des Allsiedlers auf das
wirtschaftlich ertriiglic.he Maß herbeizufiihren geeignet sind.

Die Errichtung einer Lanuesrentenbank in BerE]] beruht auf der
Erwägung, daß den gcg-enwärtigen Verhältnissen des Effektenmark­
tes ein einziges nelles Papier besser entspricht, als eine Reihe pro­
vinzje1ler Typen. Auch die notwendige Verbiudung mit der Verwal­
hmg der ZwischeIlkreditmittel, die der Preußischen Staatsbauk

gegenwärtig obliegt, sPl'icht Hir eine solche ZllSQmmeIJlegun . Die
lieue Landcsrentel1bank wird auch die Möglichkeit haben, dlC Ver­
mittlnug bei der Ablösung VOll R.ealIasten Zu iiberuehmcII. Die Er­
richhlIlg eines einheitlichen preußischen Instituts ist sehr zu be­
grüßen. Doch fragt man sich, warum nicht gleich Zllr GrÜndung

ciQer RelchsrentelJbank geschritten wurde, wie man dies in Kreisen
der R.eichsregierung erwogen hat, Man hatte daran gedacht, ein
solches Institut an die bestehende Deutsche Rentenbank anzu­schließen. d.c=c

Die Stadtschaft der Provinz Niederschlesien
als Darlebnsgeber.

Anfang 1927 hat das Preußische Staatsministerium die Satzung
der Stadtschaft der Provinz NJedcrschlesien genehmigt, Begrün­
der ist der Provipziallandtag der Provinz Nie-derschlesien. DIe
Sfadtschaft ist einc Kreditansta1t, die durch Vereinigung von
Eigeniümern bebauter oder in der Bebaumur befindlicher, in der
Proviuz Niederschlesien .g-e!egener IiausgrundstiIcke oder von
Erbbaubcreehtigten . solcher Iiausgrundstücke gebHdet wird. Sie
hat die Aufgabe, den IV\itgliedern durch Iiypo-theken gesicherte
Ti1 tmgsw oder AbzahlungsdarJehen an erster Stelle bis zu 60 vIi.
und an zweiter Stelle bis zu 75 vIi., ausnahmsweise bis zu 80 vIi.
des Orundstückswertes (  10) mittels Ausgabe VOn Pfandbriefen
zu beschaffen, insbesondere den KleinwoJmungsbau für die minder­

Architekt Reg..Baumeister
Dr.-Ing.Oskar JL'rh.:ke
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bemittelte Bevölkerung der Provinz Niederschlesien zu fördern.
Die Stadtschaft hat ihren Sitz: in Breslau und steht unter der

Oberaufsicht des Staates.
Zum Beitritt ist - unbcschadet der Befugnis des Vorstands,

einzeJne Grundstücke VOn der Beleilmn!?: auszuschließen - der ein­
getragene Eigentiimer und :Erbbaubereehtigte eines in der Provinz
Niederschlesien gelegenen bebauten oder in der Bebauung begrif­
fenen Grundstücks, welches von der Be]eihtmg bei der Schlesi­
schen Landschaft ausgeschlossen ist, berechtigt.

Die Darlehen werden zurzeit in 6 Prozent bzw. 7 Prozent
Zentralstadtschaitspfandbriefen gewährt; der Al!szahhmgskurs be­
trägt allgenbJicklich - jederzeitige Aenderun,Q; vorbehalten ­
etwa 95,5 Prozent bei den 6-Prozcnt-Pfandbriefell, etwa 99,5 Pro­
zent bei den 7-Prozent-Pfatldbricfen. Vorkriegsgrul1dstücke wer­
den in de  Regcl bis 25 Prozcnt des Vorkriegswertes beliehen,
Neubauten, die nach dem 1. JltH 1918 erstellt sind, mit 40 Prozcnt
des Grund- und Bodenwertes IITId Banwertes.

Dem Allfrage auf Bewi1li;:ung eines Pfandbriefdarlc.!ms sind
beiznfiigen:

1. Eine beglaubi,!;,te vollständige lIeucste Abschrift dcs Grul1d­
blIchblattes.

2. Ein bcgIaubi,Q;tcr Lagep]an oder eIne Kata.sterhanuzeichIlung
oder der LageplaJl eines vereidetcl1 Landmessers.

3. Ein Auszug .aus der Grundstenermutterrolle.
4. Ein Auszug <lIlS der Gebäudesteuerro!le. (Anlagen 2, 3 und 4

sind beim Katasteramt erhältlich.)
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Beitrags- o cr wirtschaft die wichtige Frage, welche Mittel voraussichtlich in der

r ächsten Zeit für -die fortführung der Bautäti keit mobil gemacht
,,'erden können. Es ist klar, daß der Staat bei -der bereits über­
starken Inanspruchvahme nicht in der Lage ist, aus öffentlichen
Mitteln ohne Mithilfe von privater Seite die Bautätigkeit in dem
erforderlichen limfao!?: zu fjlJanzieren. So berechtigt dabei auch die
r'ordcrung nach einer Veredelung der Iiauszinssteuer und ins-'
besondere das VerJangen ist, daß der Ertrag des tIauszinssteuerauf­
kcmmens olme Kiirzung für dcn \Vohnungsbau nutzbar gemacht
wird so wird durch diese Maßnahme allein doch nur eIne klctnc
r:rlei hterung, aber keine Lösunji; des Problems erreicht. Wenn es
nicht gelillg-t, bi11Jgere Bauformen und lieue Wege der Kavital­
beschaffull.Q: zu finden, besteht nur wenig fioifnung. in absehbarer
Zeit allS der gegenwärtigen Baunot herau zukommen. Will man
das private Kapital mehr als bisher an den Wohnungsbau heran­
bringen. und will man insbesondere die Privatwirtschaft anreizen,
mehr als bisher selbst ztt bauen, so wird man sich 7.U überlegen
haben ob nichi trotz aller politischen und wirtschaftlichen Beden­
ken eine I-Ierauisetzung der W'ühnungsmieten notwendig ist, damit
die R.ente der Bauten gesteigert und das angele te Kapital starker
gesichert wird. Ste11t auch die Genehmigung der 100 M1l1. RM. Woh­
Ilungsbauanleihe einen Versuch dar, durch Aufnahme von AusJands­
geld dem Baumarkt die dringend erforderlichen Geldmittel für die
fortsetzung der begonnenen Bauten, zuzuführen, so ist dieser Be­
trag im IiinbIick auf den vorliegenden tatsächlichen Bedarf doch
nur als ein recht schiichterner Versllch zu bezeichnen. \ViJI die Ba11­
wirtschaft einer aIlmähIichclJ Lösung der Finanzierungsfragen den
Weg beretten, so muß sie mit allen Mitteln der Anschautmg zum
Siege verhelfen, daß das ßaukapital produktiven und nicht allein
konsl1mtiven Zwecken dicIJt. Bei a11er \\Türdigung der Bedcnlcen,
welche gegen die zu starke Inanspruchnahme des ausländischen Ka
pitalmarktes sprechcn, muß hicr {loch festgeste1lt werden. daß ohne
Auslandskapital das WoJmungsbauprogramm nicht durchführbar 1St.
Es würde jedcnfaI1s eincn großen Schritt vorwärts bedeuten wenn
das Reich durch Auflegung ehler großen amortisablen sta;tlichcn
\Vohml1Jli?;sanleihe im Ausland mit seinem iKredit die Mitte! werben
würde, welche neben dern Auikommen aus der tIauszinssteuer und
treben dem Aufbringen der Inländischen Privatwirtschaft zur Durch­
fÜhrung ues Wohnungsbauprogramms unbedingt not\vendig sind. Im
ci]Jze1nen zeigt sich am Baukapitalmarkt das BiId, daß die, Belei­
hung-stätig-keit im HinbJick auf das in Bälde zu erwartende Influß­
k.ommen der au Wlldischen Kap!talquellen zwar wieder im Zeichen
einer zunehmenden Belebung ste1Jt, doch bestehen die Schwierig­
keiten am liypothekenmarkt zunächst noch fort. FÜr städtische
GrundstÜcke ist Leihkapital nur in Ausnahmefällen zu erlangen. Ver­
schiedene fiypothekenhanken bieten, um im Geschäft zu b1eiben. den
DarTcl1enssuchef!l Pfandbriefe statt baren Geldes. Dieses Verfahren
ist jn Jedcr V/eise zu mißbiI1i en, da die Pfandbriefe mit Riicksicht
auf die in der Re e1 zweijährIge Sperrzeit nUr sehr schwer a1s
Grundlage für cinen Lombardkredit zn verwerteu sind. Die neuer­
dings bc\villigten Auslandsemissioncn der ReaJkreditanstalten dÜrften
dem Baumarkt 11tH' wenig Entlastung bril1gCn, da dic lJercinzunehmen­
dcn MitteJ in der IiauptsaclJe zm Förderung der bereits begonnenen
Bauvorh,ll)cn bestimmt sind, neue Ballvorhaben davon jedoch nicht
finanzicrt werden diirfen. Bei dieser Sachlage ist es he.e:reiflich. daR
die Zinssätze fiir erststeHigen Jiypothekarkredit in den letzten
\Vochen wieder eine Verschärfung erfahren Jwhel1. \VÜhrcnd bis vor
I,urzem dcr Durchschnittsnettozinssatz filr erststeJHg'e tfypotllelccn
bei gÜnstigen Objekten noch sth-'S,s Prozent betrug'. ist jetzt der
Durchschnittssatz hereits auf 9-9,5 Prozent herauigeriickt. Die
Hypothekenbanken denken lJereits d(lran. dieser ver-ändertcn Oe­
schHftsJa.2:e durch die Neuemission von 8 prozentigen Pfal1dhriefetl
<111 SteIle der bi$hel'i. en 7 prozentigen Rechnung Z11 tra.c:cl1. Die Be­
1eihul1.gstiitigkeit der Sparkassen rmd Versicherungsinstitute hillt sich
1eichfaHs noch im Verhältnis zu der iiberJ!roßcn Nachfrage in engen
Grenzcn, trob:ctcm die Aus\v-eise der Sparkassen und Versicnernngs­
institute von einer anhaJtend zunehmenden Spartiitig;keit. bzw. Ver­
sicherungszunahme zu berichten wissen.

5. Der feuelvel'sicherungsschein IInd die letzte
Prämien quittung.

6. Eine vom Antragstel1er eigeilhä1Jdig zu unterschreibende, ge­
naue Aufstellung über die Erträge der einzeln aufzuführenden
W olmungen und' gewerblich genutzten Räume TInter Angabe
der Größe der \Vohnungen, der Namen der Mieter und des
Mietswertes der ll11vermieteten oder leerstehenden Räume
nach dem Stande vow 1. Juli 1914.

7. Die Mietsverträge.
S. Die Bauzeichnullgen.
9. Ein Nachweis Über die Veranla9;ung des Grundstücks zur Ge

bäude- bzw, Grund:-teuer und, im FaI1e des Besrehens einer
besonderen gemeindlichen Grund!-;tel1er, Über die Veranlagung
zu dieser Stcuer.

10. Eine schriitJiche Auskunft des MagistTats oder dcs Gemeinde­
vorstehers darüber, ob noch Anliegerbeiträg-c für das Grund­
stück :ur zahlen sind und ob noch Straßenland abzutreten ist.

11. Eine Taxe eines gerichtlich vereideten Bausachverställ'di en
nacIl vorgeschriebenem Muster.
JnteressenteIl wird empf.ohlen, alle edorder1ichen Unterlag'en

nebst Satzungen von der Stadtschaft der Provinz Niederschlesiell,
Breslau, Gartenstraße 74 (Landeshaus) zu beziehen.c=1J

Verschiedenes.
Febler hel der heutigen ßaupoIitik. So sehr es im Interesse der

deutschen Wohnungswirtschaft liegt, die Lücke an fehlenden \\l'OhM
IIl1ng-en und vor allem Kleinwohnungen zu schlieBen, so muß doch
einmal darauf hingewiesen wcrden, daß bei der heutigen \\Tohl1Ungs­
baupolitik trotz vieJfacher Warnungen noch immer bedenkliche
Fehler ,gemacht werdel1, die sowohl v,oJkswirtschaftlrich wie auch
aus volh.-shygienischen GrÜnden schweren Schaden bedeuten. Zwingt
auch die a1Jcnthalben prekäre Wirtscha.ftslage dazu, mit fiilfe
rationel1er Bauweisen möglichst biI1Ige \\'ohnungsbauten zu schaffen,
so dürfe]] dabei doch nicht die elementarsten Grundsätze des Bauens
auf lange Sicht und der Hygiene außer Acht gelassen werden. Die
Frage der Lebensdauer von Wohnhäusern wird auch heute noch
nicht genügend beachtet. Es ist jedem wIrtschaftlich denkenden
Menschen geläufig, daß, ganz abgesehen von der Gefahr des Ver­

nicht die Kapitalal1la,2;c in mögJichsi dauerIJaftcn Gütern am
ist, sondern daß Verzinsung und Tilgung ein

Minimum darstellen mÜssen, so daß bei höherem Zinsfuß die stärkere
Tilgung des kleineren 'Kapitals, entsPrechend kürzerer Lebensdauer
sehr bald die Entscheidung zugunsten der kIcineren Kapitalaufwen
dung und rascheren Tilgung' be\virken kann. Dabei ist von Bedeu­
tunK, daß heute vielfach Wohnl1ngsbauten ersteHt \vcrdeJ1. die ob
der ungenügenden bautechnischen Ausführung, wie in bezug aui die
räumlich viel zu kleine Gestaltung der Wohnungen zwar heute noch
vermietet ,..-erden kÖ!lnen. die aber dem Nach1assell der WohuulJgs
not kaum mehr den dan  gegebenen Ansprüchen gewachsen sein
werden. Bei der Unmöglichkeit, diese \:\/ohnUngell dann zu eincm
dem Aufwand an Baukapital entsprechenden Mietzins vermieten zu
können, erwächst hieraus volks\wrtschaftlich ein schwerer SCllade!1,
der im Interesse der deutschen WIrtschaft vermieden werden muR.
Ebenso sind vom volks hygienischen Standpunkt aus die Ansmaße
der R illme in den heute geschafiel1cl1' KleinwohJ1ul1gsbauten vieler
orts viel zn kJein. Die V,oraussetzunge1J Kesunden Wolmens sind
große, heUe, h'ochne Riiume mit genÜgend Licht- und Luffzufuhr.
Nur in solchen Rännlen ka!111 ein gesullder Nacl1\vuchs gedeihen.
Gegenfiber diesen gesundheitlichen ForderntJgen wird jedoch bei
dem Dau von Kleinwohilw1gen noch so viel daß nicht
genug darauf hingewiesen werden kann, voIlesgesundheit­
lieher Schadcu aus dieser falschen Sparsamkeit im Bauen erwächst.

Die Lage und Aussichten am ßaukapitalmarkt. Die weitere Ellt­
wicklung am Baumarkt ist bei der heutigen Lage in Deutschland
Jediglieh eine Kapitalfrage. Um sich ein Bild von der Bedeutung
dieser Frage zu Hlachen, mag hier nnr erwÜhnt werden, daß zltr

der derzeitig fehlenden rlind 600000 \VoIwungcl1 bei
dcr heutigen llnd auf de]' heutigen Kostenbasis ein Betrag
VOI1 mehr als 6 MiJli,uden RAt erforderlich \\'8.re. Angesichts der
Tatsache daß die an die t"inal1zicnn1j?; des bisherigen Wohnungsbau­
programmes gelmÜpftcn Erwartun>{clI, die Init eitler stärkcren Be­
teiligung des Privatkavitalmarktes bei der Dereitstelhlttg von Mitteln
rechneten, sich in keiner \V1cise erfÜllt haben, ergibt sich für die BauM

Höher geht's nimmer: Bei Gesucbell um Steuerbeireiung von
AuslamlsanIeihcn ist der Antrag In ]50 Exemplaren cinzure:cheu. Der
BiiroJeratismlls feicrt Triumphe. Nac1J den ncuen RichtJiuien dic
dic Beratungsstelle fUr AIJsla!Jdsanleihen fiir Anleihcsucl1cudc 'aus­
geschrieben hat ist die Einreichung des Antrages in nicht weniger
<115 150 Exemplaren erforderlich. Wcnn auch nicht verkannt wer­
den son, daß nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen sich
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eine ganze Reihe von amtlichen Ste11en mit der :Erörterung der einM
z£lnel1 Anträge befassen müssen, So stellt diese Forderung doch
eincn Rekord aller bisherigen bftrokratischcn Vorschriften dar. In
gleicher Weise gehen auel1 die in dem Fragebogen gestellten Fragen
Über die erzielten OCWi1111C, die genane Produktions- und Absatzver­
hältl1isse, den Umsatz, den Beschäftigungsgrad und die sOHstige In­
3Uspfuchnahme VOn Krediten entschieden zu weit. :CS wäre wün­
schenswert, wenn die Oeffentlichkeit gegen eine derartjge Bevor­
mundung entschieden Stel1ullg nehmen würde.

Der Reichsverband billigt den Plan der DaucrbauausteIlung
BerUn. Mit dem Plan der Bauwirtschaft, in Berlin eine 1930 be­
ginnende Dauerbauausstellung zu vcraHstaItcn, hat sich das Präsi­
dium und der Vorstand des Reichsverhandes der Deutschen Industrie
auf seiner Königsberger Tagung beschäftigt. Präsidium und Vor­
stand hahen gegen die Durchführung dieser, von den Fachverbänden
der Bauwirtsc:haft getragenen Veranstaltnng, I(elne Bedenken.

Neues amerikanisches Bauangebot in Bcrlin. t:in er Nachricht
zufolge erkJärte Mitchell Liebensoll, der Vizepräsident der Neu­
yorker Vista Bunding CorporaUnll, einem Pressevertreter, daß seine
Gesellschaft dem deutschen Reichsministerium des Innern per Kabel
VorschHige über ein Baufinanzierungsprojekt übermittelt habe. Nach
diesem Plane könnten 60000 deutsche Familien innerhalb einer Zeit
von zwei bis drei Jahren mit modenlell ,Wohnungen versehen
werden. Der Plan sehe als notwendigen Kapitalbetrag etwa 150 Mil!.
DoIJar, nÜmlich 100 MiUionen Dollar 6proz. erststellige hypothe­
karisch gesicherte Schuldverschreibungen, welche in den Ver­
einigten Staaten untergebracht werden könnten und in 33 Jahren
tilgbar sein sollen, sowie eine zweite Hypothek mit 8 prOz. Verzin­
sung, die in Deutschland untergebracht wird und binnen 15 Jal1ren
tilgbar 1st, vor.

Die städtische Baupolizei-Verwaltung in Breslau gibt zur Bal!­
ordnung vom 20. Mai 1926 einen Nachtrag heraus, welcher im ßres­
lauer Gemeindeblatt in der Nr. 33 vom 31. Juli 1927 veröffentlicht
ist. Es handelt sich bei diesem Nachtrag I besonders um die Oe­
lände der Bauklasse 5 und ihre Bebauung.

Um die oberscbleslsche Ga iernversorgung. W1e im \-Vesten, in
der Rheinprovinz unter fÜhrung der rheinischen Provinzialyerwal­
fung, seH langem Verhandltlllgen über die Gasfernversorgung des
Ruhrgebietes unter Sicherung eincs möglichst großen einflusses der
öffentlichelJ Hand bei Benutzung der Provinzialstraßen zur Legung
der Gas[ernleitungen im Gange sind, so hat auch schon VOr mehreren
M'Ü'naten die rÜhrige oberschlesische Provinzialverwaltung die
Initiative zu einer einheitlichen Gasfernversorgung des oberschlesi­
schcII \Virtschaftsgcbietcs er:;>;riffen. Am 27. Juli fanden erneute Be­
sprechungen unter Hinzuziehung sämtlicher obcrsclllesischer Stadt­
und Landkreise bel der Proviozjalverwaltung statt, bei denen ein­
gehend die Frage der Schaffung einer Gasfernversorgung für Ober­
schlesien erörtert wurde. Es wurde beschlossen, aus Vertretern der
obersclJiesischen ProviIlzial- und Koml11unalbehörden einen Arbeits­
ausschuß zu bilden, der mit der Industrie Fiihlung nehmcn wird und
von dem auch die techllischen Möglichkeiten und die wirts\.:haftliehen
Aussichten einer oberschle:si:schen Gasfernversorgnog geprüft wer­
den sollen. Ferner wurde in Aussicht genommen, durch einen Gas­
fachmann, der mit den modernen Probiemen der Gasfernversorgullg
vertraut ist, ein Gutachten Über die Einrichtung einer Gasfernversor­
gUJlg fÜr Oberschlesien erstatten zu lassen.

ßochwasserschutzanlaJten in Leipzig. Für Leipzig hat in den
letzten Jahren wiederholt eine ernste Hochwassergefahr bestanden,
so daß jetzt von den städtbchen Körperschaften die Errichtung
eines einheitlich geschJossenen Hochwasserflutbettes VO l aus­
r!:'icltcl1dem rass!1llgsvermögel1 fÜr ein gesamtes tlochwasser von
Elsler uud Plejße innerhalb des Stadtgebietes beschlossen wurde.
Diese Arbeiten sollen jetzt begonnen und als Notstalldsarbeiten
durchgeführt werden. Die flutrinne soll für den oben genannten
Zweck vom Pa1mengartenwehr an verbreitert und vertieft werden,
daher müssen gleichzeitig sämtliche auf dieser Strecke vorhandenen
BrÜcken einen Um- bzw. Neubau erfahren. tlierz" gehört ein
Briickenbau für die neue Linie, ein Umbau bzw. Abbruch der :Eisen­
bahnbrÜcke der Plagwitz-Connewitzer Verbindungsbahn. ein Neu­
bau des Kettensteges und der Sachsenbrücke sowie der Umbau der
Pleißenflutbriicke. Man hat für die gesamten Bauarbeitcn bis nach
Großzschocher einen ZCitraum von drei Jahren vorgesehen und
rechnet mit einem Kostenaufwand von 4 Millionen RM. Da die
Stadt hierzu auch Mittel aus der ErwcrbsJoscllfiirsorgc bezieht, be­

steht ein Zuschuß von 670 OüD R.M. Dazu kommt ein Darlehen von
2010 000 R,M., so daß VOll der Stadt selbst noch 1320000 RM. auf­zubringen sind. BI.

Der Anhaltischc Staat verordnet Verwendung von deutschem
Material. Das Anhaltischc Staatsministerium hat eine Verordnung
erlassen nach der bei Bauten, die mit öffentlichen Mitteln beliehen
werden,' der Verwcndung von deutschem Material der VOfZUg zu
g:eben ist Ausnahmen können nur dann zugelassen werden wenn
inländisches Material wesentlich teurer ist und nicht rechtzci'tig be­
schafft werden kann. Die Vergebung der Darlehen wird von der
hmehaltung der Bestimmungen abhängig gemacht

Eine neue Pariser Straße. Vor kurzem ist in der Nähe des Bots
Oe Boulogne die erste modern gebaute Straße von Paris feierlich
von dem HandeJsminister Dokano\\'ski und anderen belmnnten Per­
sönlichkeiten der französischen Regieruljgskreise eingeweiht wor­
den. DIe Straße \vurde Rue MaUet-Stevens genannt. nach ihrem
Erbauer, der, \vie man behaupet, "nach deutschem Muster" drei im­
ponierende im Terrassenstil angelegte Häuserblocks in schönem,
alten GartclIterrain errichtet hat, ein erster Versuch in Frankreich
und ein unbedin t gegliickter. \Venn es auch in Deutschland Achn­
liellcs schon lan!o!:e gibt, so kann man sich doch dem Ci.2:Cnell }(eiz
dieser ersten modernen französischen tIäuser nicht entzichen, deren
Errichtung bei der sünst so traditions getreuen Bauwcise in Frank­
reIch eine förmliche Revolution in Fachkreisen hcrvorgerufen hat.
Bei den zuständigen Behörden war ein erstes Ersuchen um Bau­
genehmigung rundweg abgelehnt \vorden, doch ist es schließlicl1
einer kleinen Gruppe junger KünslJer, so dem Architekten Mallet­
Stevens, den Bildhauern Jean und Joel .Martei u. a. dank ihrer aus­
dauernden Liebe zur Idee und ihrem gründlichen Können geglückt,
die maßgebenden SteHen auf ihre Seite Z11 bekommen und sich heute
von ihnen feiern zu lassen. .i\töge es Urnen gelingen, sich mit ihrer
sinnvollen und daher schöncn, gesunden Bauweise durchzusetzen
und endIil:h den in Frankreich auch hcute noch all!o!:e\vandten und
beUebten Jugendstil endgültig zu verurängen.

Ein internatioualer Gcsnndheitstempel. - Baukosten 40 Mi1lio
nen DoJlars. Chicago plant den Bau eincs ,.Internationalen Gesl1nd­
heitstempels", der, \...ie ja auch aus der veranschlagten Bausumme
von 40 i\1.illionen Dollars hervorgeht, aUes bisher in anderen Städten
anf diesem Gebiet Geleistete in den Schatten stellen soll. Als BauM
platz fiir diesen neuen Mittelpunkt internationaler Forschung ist eloe
Insel im Michigan-See nahe bei der Stadt in Aussicht genommen.

Rechtswesen.
Was ist ein öffentlicher 'Veg? Da vielfach Streitigkeiten dar­

über heITschen, welche \\ ege als öffentliche anzusehen sind, ist es
von Bedeutung, eine Begriffsbestimmung bekanntzumachen. dIe das
Kammergericht kürzlich in einem Urteil formuliert hat. Hiernach
sind öffentliche \Vege solche \Vege, "die nach der ihnen ausdrück­
lich oder stiHscIl\veigend von aIlen rechtlich Beteiligten, das ist dem
Eigentümer, der Wegepolizeibehörde nnd dem Wegebaupflichtigen,
gegebenen Bestimmung dem allgemeinen Verkehr dienen". Sehr klar
ist das zwar nicht, aber ,bei vorkommendcn Differenzen kann doch
vielleicht diese Definition gelegentlich niitzliche Dienste leisten.

Verbands-, Vereins. usw. Angelegenheiten.
Der Deutscbe Provinzlal-Baugewerksbund veranstaltete in

Rastenb!lrg Vor kurzem die feier seJnes 25iährigen Bestehens mit
anschließender Verbandstaguug. Sechis langjährigen M tgliedern
konnten Ehrenurkundcn iiberreicht werden.

Die diesjähri e gemeinsame ffaupty rs mmlulIg des Deutschen
Arbeitgeber- lind des Deutscheu Wirtschaitsbundes für das
Baugewerbe e. V. 2.m 15. J wÜ dieses Jahres in Bremen
war gut besucht. Sie wurde VOll dem Bund.esvorsitzendf.:J].
Archit kt Behrens-Hannover, geleitet, der die VersiUtlmlung mit
herzlichen Begrüßungsworten eröffuete. Der Vertreter der Bremi­
sehen l<egiertmg, Senator Stichnath, \Viird ..de in seiner Be.Q:rüßtmgs­
anspr:ache in längeren Ausführurugen die Bedeutung, die dem Bau­
gcwcrbe als SchIÜsselgewerbe der Wirtschaft zUKommt. Die wich­
tigsten Punkte der Tagesordm]llg waren bereits vorher in Vor­
stands- und Ausschußsitztmgen besprochen ",orden. so daß die
TageSOtd'nl1ng flott erledig,t wurde. Die Geschäftsberichte lagen ge­
d"fuckt VOf. Eingehende Besprechung hUld die nene gesetzliche
Regelung der ArbeitszeitIrage durl:h d'a<S Arbeitszeitnotgesetz, zu
welcher Frage von der Versammlung nachstehende Entschließung
ngcnotllmen wurde:
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"Die am 15. Juni in Bremen tagende HauptversammLung des

Deutschen Arbeitgeherbtlnd'es für das BaItgewerbe, in dem Über
16000 deutsche ßialufirmen zusammengeschlossen: sind, erhebt erneut
schärfsten Widersprach g.egen das am 1. Mai in Kraft getretene
ArheitszcitllotgCsetz. Die Versammlung, stellt fest, daß sich here.Hs
jetzt die Untragbarkeit der gesetzlichen Bestimmungen für die Bau­
wirt'Schaft erwjesen hat und ei'l1e wesentJich'e Vcrteuer L L\Il1g der seit­
dem iIl AlIgrjif genommenen Ballten eingetreten ist De.r S3Jison­
charakter des Bau ewerbes muß unbedirngt BerficksiclJtigung ilnden.
Es geht nicht ad]l, daß nach der au c'llNickUchen gesetzlichen Ar­
beitszeitregel'ung die dnrchsdnlJittlliche JahTesarbeitszeJ't im Bau­
ge\ycrbe uuter 2000 St,undeu bIeibt gegenüber rrrlndesterls 2400 Stun
den in sämtlichen anderen IudJustrli1e- Ull'd Gewerbezweigen. Der
Gesc.häftsführende AussdlUß wird beauftragt, unverzüglich ll<ach
rfihhltlJ.!);Uahme mit den Schwesterverbiinden VO,tI1 Reichsra'J"beiis­
mltlister d,ie AnerkeJm'ung des Saliisoncharakters des BalJgewerbes
in einer zweckentsprecltenden Sonderrege]ung der Arbeitsz;eit zu
'fordern."

Syndik'l1s Riedel besvrach die Entwicklung auf dem Geld- unld
Kred lmaTkte, die sich für das Ba;ugewerbe in el'n'schnei,dender
Weise fühlbar macht. - Ur. Grundmann machte .MJtteiluIlgen über
dife vom 31. 8. bis 3.9. d. J. in Leipzig wälJfend der Iierbst Bawmesse
stattfindende Deutsche Bauwoche. Einen lehrreichen Vortrag "Der
wJialltere Wettbe\verb 11m ß1aIugewerbe" hielt Syndilms "Riedel Qer
Vortrag fand allgemeinen Beifall, und es wurde beschlossen, ihn
zu dr,ucken. Baumeister Otto Heuer, ßerli1n, des en Wahlzeit als
1 steIlvertr Vorsitzender abReJ31ufeu war wurde einstimmig
\ iedergewählt. _ lierr Lüsche , J"rla11kfurt a. '1\1.., der 25 Jahre lang
dem Vorstande des Deutschen Arbei'tgeberbundes für das Bau­
gc\\-erbe aJ1gehört, wurde von der Hauptvers,ammlru,ng einstimmig
zUim Eh,renmitglied des Vorsta11des gewählt.

Bauindex.
1913   100

8.6.27= 175,0
15. 6. 27 = 174,7
13. 7. 27 = 175.1
27. 7. 27 = 174,9

fragekasten.
Fra e Nr. 140. Als Fußboden für eine Turnhalle auf dem Lande

ist 4 cm strck., geilObelter u.nd gespundeter Pitschpinefußboden vor­
geschrieben. Eignet sich di se Jiolzart zu diesem Zweck? V/elches
Ist augenblicklich der beste Turnhalleniußbodcll lind wie ist seilIPreis? M. D. i. M.

Frage Nr. 141. Ich habe die Absicht, auf meinem Bauhof eine
Jiolzbearueitnngswerkstatt zu errichten. Es saHen aufgestellt wer.
den: 1 Kreissäge, 1 Bandsäge, 1 tlobel- und 1 Spund- und AhricIJt­
maschine. Als Antriebskraft soll ein Rohölmolor verwendet wenlcn,
Der BaJ,!hof hegt in unmittelbarer Nähe eines öffentlichen Gebäudes,
der Bezirksausschuß fordert daher, bei der Herstellung von Wän­
den, Decken und fußb011en mit größter Sorgialt darauf Bedacht :tu
sein. daß dic Uebertragung von Luft- und Bodenschall möglichst
vermieden wird; evtL 1st eine Bekleidung der Wände und Decken
mit scha1!dämpfendem .1'Ilaterial vorzusehen. Welche Materialien
und welche Art der Ausführung ist die geeignetste? J. G. i. N.

frage Nr. 142. Ein Landwirt. der im Zentrum der Stadt eIlt
Ornndstiiek besaß, verkaufte dieses im Herbste 1923 iJ.ll einen Häu
sermakler für die lierstellung eines Wohnhauses mit Stallgebäude
auf sein außerhaib der Stadt gelegenes Grundstück auf welchem
er bereits seine Scheune stehen hatte. Im Auftrage des Häuser M
maklers habe ich 1925 das Wohnllaus und Stallgebäude gebaut und
kann nun vom Häusermakler den Rest meiner Bauforderullg in
Höhe vou etwa 6000 RM', nicht bekommen. Ich bitte nun um Aus.
Jcunft im :Fra9:ekastcn ob der EigentÜmer de::. Grundstückes auf
welchem ic11 baute, in' diesem FaIle der Landwirt, für meine BaLlforderung haftet. K. S. i. B.

frage Nr. 143. Bei einem Wohnl1ausumbau soll die fassade mit
Eddputz als Kratzputz ausgeführt werden. Das Mauerwerk ist etwa
100 Jallre alt und besteht allS Basalt- lind teilweise allS Gral1it
steinen. Die Eeken der OeHnungcn sind alls Ziegehl gemauert. Bei
anderen Gebäuden gJeicher Bauart, we1che nell Keplltzt wurden.
zcigen sich vieJiach heUe IIne! dunkle flecke. so dar\ die verschiede­
n n S eine direkt  lIngrellzt sind. Kann mir iemand Auskunft geben,
\v:te d]e . zu veriundem ist; gibt es eincn Isolieranstrich, welcher
(hese MaJlgel beseitigt oder muß der Mörtel einelI Zusatz erhalten?

frage Nr. 144. In einem im Vorjahr effichtet '  u a c  itt
starke  äulnis in dem Kiefernholz-Fußbodcu auf. dieser maclll sich
zu. r t Im Splint der Bretter bemerkbar und verteilt sich gleish.
maßt?: über, die ganzen Zimmer. Der f'ußboden Hcgt auf massiven
I?,eckcn 'Im Lug-erhÜlzcfI1 mit TorfmLlli sowie KohlenschJackeauf­
ful![m . Tc  vermute. daß das deli Fußboden liefernde S;iRewcrk
bel E!I1$chJJ!tt ?cr Bretter Im Sommer, Eu1el1holz verwandt hat.
De  F!lßbo en .Ist . H Oclfarbe gestrichen und einzelne Breiter der­
,artIg In Faulms ubergcgangclJ, daß dieselben durchbrechen. leb

bitte Uln Auskunft ob Kollegen bereits ähnliche Erfahrungen mit
Enleuholz gemacht haben und wie kanll ich mich meinem ßau­
llerrn gegenÜber vor F.rsat7,ansprüchen schützen? O. P. i. N.

Frage Nr. 145. \:\ler kann die Verfasser. evt!. auch den Verlag
der Schriftcn: 1. "Kalk. Zement, Gips", und 2. "Ursachen des Ab­
ütllens der Wandplatten" angeben? FÜr gÜtige Nachricht Dank.A i. B.

Frage Nr. 146+ Im Jahre 1925 baute ich für ein Gut einen
GrÜllftlttersHo. Derselbc ist in einer alten Scheune eingebaut und
besteht aus 4 Kammern von je 2 Stüel( 4,00 . 5.00 In Grundfläche
und 2 Kammern von je 3,50 _ 5,00 m Orundfläche und 6,00 m Höhe.
Die Umfassnngswände sind 1.5 Stein, die Scheidewände 1 Stein
stark aus Klinkern mit Zementmörtel und Eiseneinlage ausgefÜhrt.
Innen sind die Kammem mit Zemelltmörtel unter Zerinolzusatz ge­
putzt Der Silo hielt etwa S \Vochen dicht, seitdem ist er durch­
lassig, trotzdem derselbe schon einmal nach.e;epl1t:Lt und gestrichen
wurde. Ocr Zementputz ist an einigen Innenste1Jen stark ange­
griffen lind läßt sich leicht entiernen. Der Silo wurde s. Z. im
Tagelohn ausgeführt. Die Outsverwa!tung Jieferfe Material und
\n!rden GlItsmaurer beschäftigt unter Anleitung eines von .mir ge­
stellten Poliers. Wer kann mir Auskunft erteiJen. worauf die Zer­
störl1ngsursache des Zementpui.zes zurÜckzuführen ist? Liegt es
an nicht sachgemäßem Anstrtch, so daß der Plltz durch SäurebiJdung
angeg'riffen wird? Das Maucf\verk ist risseireL Wie kann mall
den Silo einwandfrei undurchlässig herstel1en? KauIl ich für den
Schaden haftbar gemacht werden? Mein Polier hat während der
Ausführung der Gntsverwaltung des öfteren mitgeteilt. daß das
Mrschungsverhä1tnis ein besseres sein 'ItlIuß, trotzdem wurde auf
Vera1Jlassuug der Gutwerwaltung immer wieder mit Zement ge­
spart. Werte Herren Ko1le.g'en. welchc längere Erfahrung darin be­
sitzen, Litte ich um Aeußenmg. Im Voraus besten Dank. tI. H. i. L.

Antwort auf frage Nr. 127. In eWern Schulgebäude zeigte der
EntJüftungsschornstein mit 2 Stück 25 X 25 cm i. L. weiten Rohre!!
die mit der LÜ!!gsscitc nach W:esten liegen unLer der EinmÜndung
am Dache im Treppenhause, hauptsächIfch an der \\ estseite nach
Re.»:enperioden stets feuchte Stellen. die sich immer mehr nach
unten zogen. Ich habe die Nässe immer aui schlechte Zinkdichtung,
b7:w. auf den Dachanschluß  uriickgeftihrt und mehrere Jabre von
verschiedenen Handwerkern die Dichtun.»: nachseben und ändem
lassen, Jedoc\! stets ohne Frfolg. Vor z\vei Jahren habe ich den
etwa 1,30 m hohen Schornsteinkopf. der von Klinkern 13 cm stark
g mauert ist aUscitig von außen mit Siderosten streichen lasse]!, und
die nassen Ste!1en im Gebäude sind verschwunden. Im Oberharz
habe ich auch die Beobachtung gemacht, daß Schornsteiuk6pfc voll­
ständig nJit Blech beklcidet werden. 1\1. E. würde ein wetterfester
Anstrich des Schornsteines der farbIo's sein kann, die Mängel be­seitigen. K. Z. i. P.

Antwort aui Frage 132. Sie können rn. E. ParzeUen als Bau­
nnd Siedl!1J]gsgelände- verkaufen. Dem Käufer muß, da das Gelände
im Bebauun?;splan liegt, die Banerlaubnis erteilt werden, sofem er
d<ts zur Straße erforderliche Gelände kostenlos abtritt und die
Slraßenbanko.sten usw. trtigt, Diese letzteren Bedingungen müssen
jedoch in einem Orts gesetz mit Po1izeiverordnUI!  seitens der Stadt
festgelegt sein, Dies Gesetz mÜßten Sie sich  erst einmal genau
ansehen. was danach verlangt werden kann evt. auclJ ob es recht­
lich giiltig ist. In vielen Städten ist es üblich, um der Wohnungs­
lIot abZ!lI] Ifel1, daß der Ausbau der StraUcH usw. von der Stadt ge­
tragen wml bzw. daß er nur mit geringen Mitteln durchgeführt
wird. \Venn Sie eine Daustelle verkaufen, mÜssen Sie diese his
Mitte der projektierten Straße verk<lufen und zwar lassen Sie die
Str<tße!!p rze!le gleich mit hesonders vermessen. damit sie späterohne \Ve!teres der Stadt abg-etreten werden kann. traben Sie eine
austeJ!e ohne die Straßenparzel1e verkauft, mÜssen Sie dem Käufer
e:!len Ausp;allg schaffcll und ihm das Straßenp;eHinde zum Kauf an­
bl ten bz;w. gratis Überlassen, damit er den ortsgesetzHchen Be
st:mmu!1gen bezÜglich Alllage der Straße. die, weil OrtsResetz, jeder
wIssen muß, lIachk'ommell kann. In allen Fällen fst das auf Grund
des   12 des fluchtljJ1iengeset es VO'lt11 2. Juli 1875 von der Stadt
erlasse11c 01 fsgesetz maßgebend, welches in Kraft tritt sofern einNeubau errichtet wird. 'K. Z. i. p.

Anh ort  .lli Frage Nr. 136. Ein Ansful'."cn des Sandsi.einrnaner­
)Vcrks mIt rell1em Zcmentmörtel ist nicht zu empfehlen, da die im
Z.ement v-Ü'rh.Y1dencll ?alze leicht in den Sandstein Übertreten und
(hescn z rstoren. Wir ellmfehlen Ihnen einen Mörtel, bestehend
ft!S 1 Tcll Zef!!ent. 1 Teil Kalk lind 6 Teile scharfen Sand dem Sie
/   roz. D?1Js[[1 z.usctzen.  amit dJe Zerncntsalze nicht ausgelaugt

WCI eleII. Dieser Mischling küHnen SIe dann eille Spur Manganschw rz
und außeFdcm etwas Ocker zusetzen. womit Sie die Färbung der
alten. Sterne erzi I  I. Zu. jeder weiteren Auskunft sind wir gernebereIt. "Denslll Fabnk ehern. tecllll. Produkte, Frankfurt a. M.

Sc h r 1ft I  e\   iugn:  f; t. !  ßß ü .a  H  .  '   1 K i  ;   ri IULg i z7g  gen b eckVerLtg. I aul Ste.nke m Brcslau u. Leipzig.
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